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Wege und Grenzen einer Fortbildung der Einkommensteuer
Dlpl.-Kfm. Lorenz Wolkersdorf, Köln*)

Das neue Einkommensteuer- und Körpersdiaftsteuer- 
Änderungsgesetz ist seit der W ährungsreform 

bereits das vierte Änderungsgesetz. Damit haben wir 
se it 1948 in jedem Jah r ein anderes, über bloße 
finanzpolitische Tarifänderungen hinausgehendes Ein­
kommensteuerrecht, so daß selbst die Finanzverwal­
tung in der Handhabung des Steuerrechts unsicher 
geworden ist. Es ist verständlich, daß bei dieser, die 
Steuergesetzgebung seit Jah ren  beherrschenden Un­
ruhe die Steuerzahler an die jüngste Steuernovelle 
die Hoffnung anknüpfen, daß nunmehr auf die Viel­
zahl der kleinen „Reformen“ die schon wiederholt 
angekündigte große Steuerreform  bald folgen möge. 
Allerdings w ird selbst bei größter Beschleunigung der 
bereits vor M onaten begonn,enen Vorarbeiten kaum 
vor dem 1. 1. 1953 mit dieser organischen Steuer­
reform gerechnet w erden können. Dennoch ist es 
keinesw egs verfrüht, wenn bereits jetzt die einer 
großen Steuerreform zufallenden Aufgaben, aber auch 
die ihr gezogenen Grenzen diskutiert werden. Denn 
nur auf diese W eise kann die schwierige Aufgabe 
optim al gelöst und die Öffentlichkeit vor allzu großen 
Erwartungen bew ahrt werden, die unter den gegebenen 
V erhältnissen das Reformwerk beim besten W illen 
nicht zu erfüllen vermag.
Der Einkommensteuer fällt innerhalb des Gesamt­
steuersystem s die sehr wichtige Aufgabe zu, die 
individuelle, wirkliche steuerliche Leistungsfähigkeit 
der Steuerpflichtigen zu treffen. Aus dieser der Ein­
kommensteuer zugewiesenen besonderen Zielsetzung 
können auch die wichtigsten Vorschläge und Möglich­
keiten  zur Reform des gegenwärtigen Einkommen­
steuerrechts abgeleitet werden.
Eine möglichst genaue Anpassung der Steuersdiuld 
des Steuerpflichtigen an seine persönliche Leistungs­
fähigkeit ist zum charakteristischsten Merkmal der 
Einkommensteuergesetze der m eisten Staaten ge­
worden. Diese Anpassung wird durch folgende Diffe­
renzierungen der Steuerlast zu erreichen versucht:
1. Steuerfreiheit des Existenzminimums und Gewäh­
rung von Familienabzügen; 2. Berücksichtigung 
außergewöhnlicher Belastungen des Steuerpflichtigen!
3. M ehrbelastung des sog. fundierten Einkommens 
gegenüber dem Arbeitseinkommen; 4. Sonderausgaben;
5. Progressive Besteuerung.

STEUERLICHES EXISTENZMINIMUM UND FAMILIENABZÜGE 
In der einkommensteuerlichen Praxis bedeuten die ge­
währten Familienabzüge nichts anderes als ein dem 
Steuerpflichtigen für seine Familienangehörigen ein­
geräumtes Existenzminimum, so daß die Familien­
abzüge mit dem steuerlichen Existenzminimum am 
zwedsmäßigsten hier zusammen erörtert werden. 
Gegenwärtig betragen die Freibeträge bei der Ein­
•) Wirtsdialts-vrissensdiafUidies Institut der Gewerksdiaften, Köln.

kommensteuer für den Steuerpflichtigen 750.— DM, 
für die Ehefrau und jedes Kind je 600.— DM. Damit 
liegen die gegenwärtigen Freibeträge in W estdeutsch­
land besonders auch im Hinblick auf ausländische 
Vergleichsziffern zweifellos unter dem physiologischen 
Existenzminimum, vom kulturellen Existenzminimum 
ganz zu schweigen. Eine Beibehaltung dieser nied­
rigen Freibeträge würde angesichts der inzwischen 
eingetretenen Preissteigerungen den Grundsatz der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit in nicht zu vertretender 
W eise verletzen. Schließlich muß bei der Festsetzung 
der steuerlichen Existenzminima auch die Belastung 
durch Verbrauchssteuern berücksichtigt werden. Ent­
weder stehen relativ niedrigen Existenzminima in der 
Einkommensteuer geringe Verbrauchssteuerbelastun­
gen gegenüber, oder einer hohen Verbrauchsbesteue­
rung müssen höhere Freigrenzen für die niedrigeren 
Einkommensgruppen entsprechen. Es erscheint unseres 
Erachtens auch bedenklich, daß im § 32 a Einkommen­
steuergesetz offiziell eine private Entnahmemöglich­
keit von 18000.— DM (und z. B. bei 3 Kindern von 
24 000.— DM) anerkannt wird, während gleichzeitig 
das Existenzminimum von 750.— DM für den Steuer­
pflichtigen seit 1948 unverändert geblieben ist und im 
übrigen für alle Einkommen bis 5 000.— DM an dem 
etwas tückischen Tarif B festgehalten wird, der gegen­
über dem Normaltarif in W irklichkeit nur V er­
schlechterungen bringt. Die Erhöhung der bisherigen 
Freibeträge für den Steuerpflichtigen selbst von 
750.— DM auf mindestens 1 000.— DM und für die 
Ehefrau und jedes Kind von 600.— DM auf mindestens 
800.— DM erscheint geboten, zumal die Unterstüt­
zungssätze der Arbeitslosenversicherung, der Kriegs­
versehrtenfürsorge und der allgemeinen Fürsorge sich 
etwa auf der gleichen Höhe bewegen. Die Existenz­
minima sollten überhaupt künftig an den öffentlichen 
U nterstützungen orientiert sein.
Im Zusammenhang mit den Familienabzügen ergeben 
sich noch eine Reihe von Einzelfragen. Bekanntlich 
werden die Familienabzüge je  nach der Höhe des Ein­
kommens in unterschiedlicher W eise berücksichtigt. So 
steigt die Steuerermäßigung für das erste Kind nach 
der jetzigen Regelung -von 7.— DM bei Arbeits­
einkommen von 145.— DM monatlich auf 270.— DM 
bei einem Monatseinkommen von 1000.— DM. Damit 
wird die Steuerermäßigung um so höher, je  weniger 
der Steuerpflichtige auf sie angewiesen ist. Es ist 
darum zu fragen, ob die Berücksichtigung des Familien­
standes durch Anrechnung von Einkommensteuerfrei­
beträgen im Hinblick auf die Progression des Tarifs 
überhaupt noch die richtige Form ist. Unter dem 
Gesichtspunkt der Freilassung des Existenzminimums 
für die zur Familie gehörigen Personen von der Ein­
kommensteuerbelastung ist nur eine gleichmäßige
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Steuerermäßigung angemessen. Dies w äre dadurdi zu 
erreidien, daß sidi die Steuersdiuld für die Ehefrau 
und die Kinder um gleidie Beträge ermäßigt.
In diesem Zusammenhang ist audi auf die irreführende 
Tabelle B hinzuweisen. Die Höhe der Einkommen­
steuer für die V eranlagten bis 5 000.— DM Jahres­
einkommen und für die Lohnsteuerpfliditigen bis 
rd. 5 224.— DM Jahreslohn (vor Abzug der auf der 
Lohnsteuerkarte besonders eingetragenen Beträge) 
entspridit nur bei der Klasse I der Grundtabelle A. 
Dagegen werden die Steuerermäßigungen nadi dem 
Familienstand nidit in der Höhe gewährt, wie sie sidi 
aus dem Freibetrag von je  600.— DM für die Ehefrau 
und jedes Kind nadi dem Steuersatz der Grund­
tabelle A erredinen.
Die Tabelle B hat 1931 in  das Einkommensteuergesetz 
Eingang gefunden und ist seinerzeit zu dem alleinigen 
(allerdings immer unausgesprodien gebliebenen) 
Zwedc eingeführt worden, den niedrigen Einkommens­
empfängern aus fiskalisdien Gründen die nadi Grund­
tabelle A gesetzlidi zugebilligten Freibeträge wenig­
stens zum Teil w ieder vorzuenthalten. Eine soldie 
Tarifgestaltung, die bürgersteuerähnlidie Elemente 
enthält, ist durdi nidits gereditfertigt. Die Tabelle B 
und die Jahreslohnsteuer-Tabelle bis 5 224.— DM 
Jahreslohn sollten deshalb abgesdiafft und die S teuer­
ermäßigungen nadi dem Familienstand audi für die 
niedrigen Einkommen den in der Grundtabelle A an­
gekündigten angepaßt werden.
Bereits seit geraumer Zeit wird in der öffentlid ikeit 
und in Sadiverständigengrem ien die Frage erörtert, 
ob die einkommensteuerlidien Kinderermäßigungen 
durdi das bereits in 29 ausländisdien Staaten prakti­
zierte System staatlidier Kinderbeihilfen ersetzt w er­
den sollen. Es sind bereits Leitsätze für ein Gesetz 
über die Gewährung von Kinderbeihilfen ausgearbeitet 
worden, die u. a. folgendes vorsehen: Die Zahlung 
einer monatlidien Beihilfe für das dritte und vierte 
Kind von je 20.— DM und für das fünfte und sediste 
Kind von je  15.— DM, für alle weiteren Kinder je
10.— DM. Diese Beihilfen sollen bis zum vollendeten
15. Lebensjahr gezahlt werden, und alle Unterhalts- 
pfliditigen erhalten sie auf Antrag, falls ih r Brutto­
jahreseinkommen 4 800.— DM nidit übersteigt. Der 
Finanzbedarf wird auf 350 bis 400 Mill. DM jährlidi 
veransdilagt.
Der jetzige Stand der V orarbeiten läßt eine endgültige 
Stellungnahme nodi nidit zu. Das Problem der Kinder­
beihilfen hängt übrigens sehr eng mit der Gestaltung 
des Lohn- und Gehaltswesens zusammen; die Ein­
führung der Kinderbeihilfen erfordert einen Umbau 
des jetzigen Soziallohnsystems zur Leistungsent­
lohnung. Gleidiviel, ob man bei der steuerlidien 
Kinderermäßigung bleibt oder ob staatlidie Kinderbei­
hilfen eingeführt werden, sollte keines der beiden 
Systeme zu einer .Präm ie für die Aufzudit vieler 
Kinder“ ausgestaltet werden.
Ein Sonderproblem stellt die Haushaltbesteuerung, 
d. h. die Zusammenveranlagung des Steuerpfliditigen

mit seiner Ehefrau dar. Diese Frage ist in der jüngsten 
Zeit anläßlidi der parlam entarisdien Beratungen über 
das neue Einkommensteuergesetz wiederum lebhaft 
erörtert worden. Die Auffassungen hierüber sind sehr 
geteilt, und es lassen sidi sowohl für die Zusammen­
veranlagung als audi für die getrennte Besteuerung 
der Ehegatten beaditlidie Gründe ins Feld führen. 
M. E. sollte audi künftig am Prinzip der H aushalt­
besteuerung als einem der w iditigsten Merkmale der 
m odernen Einkommenbesteuerung festgehalten w er­
den. Im normalen Fall ist das Einkommen, von dem 
die Familie lebt, w irklidi das Einkommen beider 
Gatten, und beide Ehegatten haben audi w irtsdiaftlidi 
vom Familienhaushalt ihren Vorteil.

BERÜCKSICHTIGUNG AUSSERGEWÖHNLICHER BELASTUNGEN

§ 33 des Einkommensteuergesetzes sudit der beson­
deren individuellen Lage des Steuerpfliditigen steuer- 
lidi Redinung zu tragen. Diese als vorbildlidi an- 
zusprediende Regelung sollte grundsätzlidi beibehal­
ten werden. N ur ist zu fragen, ob nidit im Rahmen 
des § 33 die Ausbildungskosten für Kinder in be­
stimmten Sonderfällen als außergewöhnlidie Belastung 
anerkannt werden könnten. Z. Zt. vertritt die Steuer­
behörde nodi den Standpunkt, daß die Ausbildungs­
kosten in jedem  Fall mit der gew ährten Kinder­
ermäßigung bereits berüdcsiditigt sind.

MEHRBELASTUNG DES FUNDIERTEN EINKOMMENS 

Ein durdi Vermögensbesitz „fundiertes" Einkommen 
besitzt eine höhere steuerlidie Leistungsfähigkeit als 
das reine Arbeitseinkommen. Diese qualitativen Ein- 
kommensuntersdiiede werden im S teuerredit aller 
Länder durdi entsprediende Zu- und Absdiläge vom 
Steuersatz, besondere Ergänzungssteuern (Vermögen­
steuer) oder Vergünstigungen für „earned income“ 
berüdcsiditigt. In W estdeutsdiland bedeutet die 
Soforthilfeabgabe bzw. der künftige Lastenausgleidi 
eine so starke Vorbelastung des fundierten Ein­
kommens, daß eine zusätzlidie Belastung des Besitz­
einkommens allenfalls nodi bei soldien Einkommen 
in Betradit kommen kann, die aus einem nad i der 
W ährungsreform neu gebildeten Vermögen fließen.

SONDERAUSGABEN 

Bei den im § 10 des Einkommensteuergesetzes ge­
regelten Sonderausgaben handelt es sidi um einkom- 
m ensteuerlidi zulässige Abzüge red it heterogener Art. 
Die als Sonderausgaben zulässigen Abzüge sind in 
den letzten Jahren w iederholt dem Umfang und der 
Höhe nadi geändert worden und spiegeln im beson­
deren Maße die vom Steuergesetzgeber jew eils ver­
folgten w irtsdiaftspolitisdien Zielsetzungen wider. 
Zur Zeit sind die Sonderausgaben, die der Förderung 
der Kapitalbildung dienen (§ 10, Ziffer 2a—d Einkom­
mensteuergesetz), w irtsdiaftspolitisdi besonders w idi­
tig. Zunächst könnte die Frage aufgeworfen werden, 
ob nidit die Kapitalbildung im Rahmen einer orga- 
n isdien Steuerreform am besten durdi eine allgemeine 
Senkung des Einkommensteuertarifs gefördert werden 
sollte. Der Progressionstarif wird aber sdion aus fis-
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kalisdien Gründen für die nädisten  Jahre kaum so 
weitgehend gestredct w erden können, daß sidi als­
dann von einem soldien Tarif sagen ließe, daß er 
eine ausreidiende Kapitalbildung ermöglidit. Daher 
sind die bereits vorhandenen steuerlidien Spar- 
begünstigungen beizubehalten und auszubauen. Diese 
unmittelbare Förderung der Kapitalbildung hat über­
dies den Vorteil, daß die Steuervergünstigungen nur 
d e n  Steuerpfliditigen zugute kommen, die audi tat- 
sädilidi sparen.
Erwägungen über die sinnvolle Gestaltung und den 
weiteren Ausbau der steuerlidien Sparbegünstigungen 
behalten also audi im Rahmen der künftigen orga- 
nisdien Steuerreform ihre Bedeutung. Bekanntlidi sind 
zur Förderung des individuellen Sparens der Einkom­
mensbezieher, das wegen der M öglidikeit einer ge- 
sam twirtsdiaftlidi orientierten Kapital- und Investi­
tionslenkung eine besonders erw ünsdite Form der 
Kapitalbildung darstellt, insbesondere von Professor 
Je d it eingehende und beaditlid ie Vorsdiläge gem adit 
worden. Der Jedit-Plan läuft darauf hinaus, die Aus­
gaben für Kapitalansammlungen der versdiiedensten 
A rt n id it mehr wie bisher vom Einkommen, sondern 
von der zu zahlenden Einkommensteuer (bis zur 
halben Höhe) abzugsfähig zu madien. Jed it weist 
darauf hin, daß nadi dem jetzigen System der Anteil, 
den der Staat an den Ausgaben für Lebensversidie- 
rungen, Bausparkassen, Kapitalansammlungen usw. 
übernimmt, um so höher ist, je  höher das Einkommen 
ist. Ferner m adit Jed it geltend, daß die steuerlidie 
Begünstigung des Sparens für die breite Sdiidit der 
kleineren und m ittleren Einkommensbezieher nidit 
attraktiv  genug sei.
Bezüglidi der Sonderausgaben sei absdiließend nodi 
darauf hingewiesen, daß der V erlustvortrag n id it in 
den § 10 gehört, sondern seinen riditigen Platz bei 
den Gewinnerm ittlungsvorsdiriften der §§ 4— 7 des 
Einkommensteuergesetzes hat; diese Gewinnermitt­
lungsvorsdiriften w ürden bei Einführung einer Be- 
triebssteuer aus dem Einkommensteuergesetz in das 
Betriebssteuergesetz hinüberwediseln. Professor N eu­
mark hat die Frage aufgeworfen, ob sidi die Ein­
führung des wahlweisen „loss carry-badc“ nadi 
amerikanisdiem M uster (neben dem „loss carry-over") 
empfiehlt und ob die heutige zeitlidie Befristung des 
Verlustvortrages auf 3 Jahre ausreidiend sei. Beadit- 
lidi ersdieint uns ferner der Hinweis Neumarks, daß 
im Interesse einer effektiven Gleidimäßigkeit der 
Belastung den Beziehern anderer als gewerblidier 
Einkünfte eine dem V erlustvortrag entsprediende Er- 
leiditerung gewährt w erden müßte. Das Einkommen 
könne audi z. B. bei Einkünften aus unselbständiger 
Arbeit durdi Arbeitslosigkeit, Krankheit usw. stark 
absinken oder gar negativ werden. Bleibt das Ein­
kommen von Arbeitnehmern, freiberuflidi Tätigen in 
einem Jahr unter einer gesetzlidi fixierten M indest­
grenze und ist der Steuerpfliditige daher gezwungen, 
sidi zu versdiulden oder Vermögen zu veräußern, so 
müßten nadi Neumark entsprediende Beträge vom 
Einkommen der Folgejahre abgesetzt w erden können.

DIE TARIFPROGRESSION 

Das Kernproblem der Einkommenbesteuerung nadi 
der Leistungsfähigkeit liegt bei der Tarifgestaltung. 
In der modernen Einkommensteuerpraxis hat sich die 
Progressivsteuer allgemein durchgesetzt. Dieser Be­
steuerung liegt die V orstellung zu Grunde, daß die 
steuerliche Leistungsfähigkeit m it der absoluten 
Größe des Einkommens relativ  zunimmt. Dagegen 
forderte die auf Adam Smith und John Stuart .Mill 
zurüdcgehende liberale Steuerlehre eine proportionale 
Verteilung der gesamten Steuerlast entsprechend der 
Einkommenshöhe, wodurch an der gegebenen Ein­
kommensverteilung nichts geändert wurde. Die 
moderne progressive Besteuerung greift im Gegen­
satz zu dieser der Vergangenheit angehörenden pro­
portionalen V erteilung der Steuerlast z w a n g s ­
l ä u f i g  in die m arktwirtschaftliche Einkommensver­
teilung ein und führt zu einer M ilderung der Einkom- 
mensuntersdiiede. Die progressiv gestaltete Einkom­
mensteuer soll hierbei audi der regressiven (d. h. die 
kleinen Einkommen unverhältnism äßig stark belasten­
den) Verbraudisbesteuerung entgegenwirken. Im Hin- 
blidc auf die organisdie Steuerreform ergeben sidi 
folgende M öglidikeiten einer Tarifneuordnung:

T a r i f ä  n  d e r u  n g

Hierbei würde die bisherige Form des progressiven 
Tarifs beibehalten, jedoch der Tarif im Sinne einer 
Progressionsabflachung in  den unteren und mittleren 
Einkommensgruppen geändert. Für eine solche Tarif­
änderung wäre der Gesichtspunkt bestimmend, daß 
weniger die Belastungshöhe der ganz großen Ein­
kommen als vielm ehr die starke leistungshemmende 
Beanspruchung der m ittleren und kleineren Einkom­
men abzuschwächen ist. Für die w irtschaftliche Aus­
wirkung des progressiven Steuertarifs kommt es hier­
bei nicht auf die prozentuale Gesamtbelastung des 
Einkommens, sondern auf die Belastung der Einkom­
m ensspitzen entscheidend an. W as zahle ich von den 
letzten 100,— DM oder 50,— Einkommen? Das ist die 
entscheidende Frage für jeden Steuerpflichtigen.
Die m aterielle Gestaltung der Tarifprogression wird 
letztlich davon abhängen, wie in den Fragen des 
Lastenausgleichs, der Betriebssteuer*) und des Ver­
hältnisses von direkter zu indirekter Besteuerung 
endgültig entschieden wird.

T a r i f r e f o r m

Die Befürworter einer Tarifreform halten eine Tarif­
änderung nicht für ausreichend. Sie schlagen statt- 
dessen einen Umbau des geltenden Einkommensteuer­
tarifs in eine Proportionalsteuer und eine Zusatz­
steuer nach angelsächsischer Praxis vor. Mit dem 
einheitlichen Prozentsatz der Proportionalsteuer (Stan- 
dard-Rate) würden alsdann alle Einkommen bis zur

Auf d ie B etriebssteuer kann im Rahm en dieses A ufsatzes aus 
Raum gründen n id it näher e ingegangen w erden. Die Betriebs« 
s teuervorsd iläge beruhen auf dem zw eifellos richtigen Gedanken, 
daß eine G leichsetzung des gewerblichen Gewinns m it dem  aus 
ihm  abgeleite ten  Einkommen nicht angängig is t und d ieser U nter­
schied Ausdruck für das Eigenleben ist, das jedes wirtschaftliche 
Unternehm en unabhängig von  der Rechtsform heu te  bere its  m ehr 
oder w eniger führt.
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festgesetzten Höchstgrenze (z. B. 12 000,— DM Jahres­
einkommen) nach Abzug der Freibeträge und der 
W erbungskosten und Sonderausgaben zu versteuern 
sein. Alle den für die Norm alsteuer geltenden Höchst­
betrag übersteigende Einkommen wären außerdem 
einer progressiv gestalteten Zusatzsteuer zu unter­
werfen. Kritisch ist hierzu zu bemerken, daß die Be­
deutung der Standard-Rate auch in England durch 
den dort seit 1940 erfolgten Ausbau der Lohnsteuer 
stark  gemindert worden ist.
Von Andreae und Schönwandt wird die Umformung 
der Einkommensteuer in eine Besteuerung von Soll­
erträgen vorgeschlagen, vmi Leistungsanreize zu 
schaffen und die Produktion zu steigern. Hierzu ist 
kritisch zu sagen, daß unser bestehendes Steuersystem 
mit der Gewerbebesteuerung, der Grundsteuer, der 
V erm ögenssteuer und künftig durch den Lastenaus­
gleich schon genügend ertragssteuerliche Elemente 
und damit deren zweifellose Vorzüge enthält.

BESEITIGUNG DER ERFASSUNGSMÄNGEL 

Theoretisch läßt sich die Einkömmensbesteuerung 
durch weitgehende und vielfältige Anpassung an die 
Leistungsfähigkeit aller Steuern entwickeln; ob sich 
dies in der Praxis von ihr sagen läßt, hängt weit­
gehend davon ab, daß die Steuer auch die Einkommen 
der Steuerpflichtigen gleichmäßig trifft. Gerade dies 
ist aber z. Zt. aus einer Reihe von Gründen nicht der 
Fall. Vor allem hat sich eine unerträgliche Zwei­
teilung der Steuerpflichtigen in solche m it und ohne 
Gestaltungsprivileg herausgebildet.
W ie unhaltbar die V erhältnisse geworden sind, zeigt 
schon die Tatsache, daß alle entgegenkommenden 
Maßnahmen der Regierung, die Senkung des Steuer­
tarifs (der angesichts der finanziellen Verpflichtungen 
der öffentlichen Hand kaum noch moralisch genannt 
werden kann), Erleichterung der tätigen Reue und 
großzügige Steuervergünstigungen nicht den erhofften 
Erfolg gehabt haben. S tattdessen muß nach den V er­
lautbarungen der Finanzverwaltung jetzt bei den für 
das zweite H albjahr 1948 und für das Jah r 1949 vor­
genommenen Veranlagungen ein ungewöhnlich hoher 
Prozentsatz der Erklärungen wegen zu niedriger Anga­
ben der Einkommen und Umsätze beanstandet werden. 
Im Landesetat 1951/52 für das Land Nordrhein-W est- 
falen wird die Lohnsteuersumme auf 807 Mill. DM 
veranschlagt, das sind 117 Mill. DM mehr als im ver­
gangenen Jahr. Im Gegensatz dazu wird die Ein­
kommensteuer um 4 Mill. DM niedriger als im ver­
gangenen Jahr, nämlich m it 732 Mill. DM eingesetzt 
und das, obwohl im Bundesfinanzministerium Pläne 
vorliegen, die eine scharfe Steuererfassung vorsehen, 
wodurch nach Schätzungen der Bundesfinanzverwal­
tung ohne Schwierigkeiten ein Mehraufkommen von 
1 Mrd. DM allein bei der Einkommensteuer erzielt 
w erden könnte.
Auch das Steueraufkommen der Landwirtschaft ist 
unbefriedigend. Das Einkommensteueraufkommen der 
Landwirtschaft wird vom Bundesfinanzministerium auf 
etwa 80 MiU. DM, vom Bundesernährungsministerium

auf 180 Mill. DM geschätzt, bei einem Gesamtauf­
kommen der veranlagten Einkommensteuer von 
2 Mrd. DM. Bei etwa 600 000 steuerzahlenden land­
wirtschaftlichen Betrieben ergibt dies eine durch­
schnittliche jährliche Steuerzahlung von nur 135,— 
bzw. 300,— DM je  Betrieb.
N ach Professor Neumark rechnete m an in den letzten 
Jahren vor dem zweiten W eltkrieg bei der veranlag­
ten Einkommensteuer mit einer Hinterziehungsquote 
von nur 5—10 “/», bei Großbetrieben (wegen der be­
sonders scharfen Kontrollen) sogar mit w eniger als 
5 Vo. Dieser große Erfolg w ar insbesondere dem Aus­
bau des steuerlichen Buch- und Betriebsprüfungs­
dienstes und dem hohen Ausbildungsstand der mit 
der Nachprüfung der Steuererklärungen befaßten 
Beamten zuzuschreiben. Die Einkommenbesteuerung 
w urde dadurch nicht nur fiskalisch ergiebiger, son­
dern auch gerechter.

W ir teilen die kürzlich von Steuerrat Theis ge­
äußerte Meinung, daß die Steuersünder geradezu die 
große Reserve des Finanzministers seien. Statt neue 
steuerliche Verschärfungen einzuführen, sei es jetzt 
wichtiger, den Versuch zu machen, diese stille 
Reserve zur Auflösung zu bringen. Man könne jedoch 
die stille Reserve nur dann heben, wenn man die 
Steuerverwaltung w ieder zu einem schlagkräftigen 
Instrum ent mache, indem die Steuergesetzgebung ver­
einfacht und der Betriebsprüfungsdienst verstärkt 
werde. Neben einem leistungsfähigen Betriebs­
prüfungsdienst können u. E. auch die seit kurzem neu 
geschaffenen Steuerausschüsse bei den Finanzämtern 
zu einem wirksam en Kontrollmittel für die ver­
anlagten Steuerpflichtigen werden.

Die ungenügende Ergiebigkeit der vorhandenen 
Steuerquellen ist aber zu einem erheblichen Teil auch 
auf die mangelnde Einheitlichkeit des Finanzwesens 
in W estdeutschland zurückzuführen. Die Zuständig­
keiten, Aufgaben und Einnahmequellen sind in ihrer 
gegenwärtigen Verteilung zwischen den verschiede­
nen Gebietskörperschaften finanzpolitisch und ver­
waltungsrechtlich nicht richtig aufeinander abge­
stimmt. W ir halten die föderale Aufteilung W est­
deutschlands in 11 Länder m it unterschiedlicher 
Größe der Finanzkraft überhaupt für einen unver­
tretbaren Luxus. Eine grundlegende staatsrechtliche 
Reform mit dem Ziel einer klaren Trennung der Re­
gierungsaufgaben, die allein von der Bundesregierung 
wahrzunehmen sind, von den Verwaltungsaufgaben, 
die auch dezentralisiert gut erledigt werden können, 
w äre die zweckmäßigste Lösung. Aber unabhängig 
von diesen grundsätzlichen Überlegungen sollten 
w enigstens aus dem eindeutigen Versagen des Finanz­
föderalismus die notwendigen Folgerungen schnell­
stens gezogen werden.
Aus fiskalischen und Gerechtigkeitserw ägungen soll­
ten neben diesen staats- und verwaltungsrechtlichen 
Reformen aber auch steuergesetzliche M ittel und 
W ege gefunden werden, um eine gründlichere Er­
fassung der Einkünfte der Steuerpflichtigen mit Ge­
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staltungsprivileg zu gewährleisten, dam it auch diese 
die volle Last des Progressionstarifs trifft.
So müßte der für die Ermittlung der Einkünfte aus 
Gewerbebetrieben so w ichtige Begriff der Betriebs­
ausgaben neu erfaßt werden, dam it in Zukunft Aus­
gaben, die nicht betriebsnotw endig sind, sondern ganz 
oder überwiegend der privaten  Lebenshaltung dienen, 
steuerlich nicht m ehr anerkannt werden. Es kann hier 
auf die neuere am erikanische Besteuerungspraxis hin­
gewiesen werden, die mit dem Begriff der „ordinary 
and necessary expenses" arbeitet.
Für die Landwirtschaft sollte eine Herabsetzung der 
für die Buchführungspflicht bestehenden Grenze von 
jetzt 40 000,— DM Jahresim isatz auf etwa 25 000,— DM 
erwogen werden. Ferner m üssen die der Gewinn­
ermittlung der nichtbuchführenden Landwirte zu­
grundeliegenden, längst überholten Einheitswerte von 
1935 neu festgestellt werden. W ie gut die Landwirt­
schaft mit den jetzigen Einheitswerten fährt, zeigen 
die in verschiedenen OFD-Bezirken bei buchführen­
den landwirtschaftlichen Betrieben getroffenen Er­
mittlungen; hiernach w äre sta tt des geltenden Grund­
betrages von Vi2 des Einheitswertes für die Gewinn­
ermittlung der nicht buchführenden Landwirte durch­
weg ein Grundbetrag von Vii bis Ve gerechtfertigt. 
Zur besseren Erfassung der freiberuflichen Einkünfte 
hat Professor Neum ark kürzlich folgenden beacht­
lichen Vorschlag zur Diskussion gestellt:
a) alle buchführenden Einkommen- und Körperschaft­
steuerpflichtigen nehmen einen als Abschlags- oder 
Vorauszahlung anzusehenden Pauschalbetrag von 15 
oder 20 “/o von ihren Zahlungen an Ärzte, Anwälte, 
Architekten usw. vor.

b) Nach amerikanischem Vorbild wird natürlichen Per­
sonen gestattet, diejenigen Aufwendungen an Ärzte, 
die einen bestimmten Prozentsatz (5 oder 10 ”/o) 
ihres eigenen Einkommens übersteigen, gegen Vor­
lage ordnungsmässiger Q uittungen von ihrem steuer­
pflichtigen Einkommen abzusetzen. Es wäre zu über­
legen, ob eine ähnliche Anordnung auch für Anwalts­
honorare zu treffen ist, die sich auf Zivilprozesse be­
ziehen. Auf diese W eise würde, abgesehen von den 
sozialpolitischen Auswirkungen einer solchen Rege­
lung, erreicht werden, daß anhand der Quittungen 
eine weitgehende Prüfung der Steuererklärungen der 
freiberuflich Tätigen möglich wird.

*
Bei der kommenden organischen Steuerreform sollte 
an dem Grundgedanken der modernen Einkommen­
steuer festgehalten werden, nämlich Besteuerung nach 
dem wirklich erzielten Einkommen und der individu­
ellen Leistungsfähigkeit. Soweit aus steuertechnischen 
Gründen Pauschalierungen von Einkünften oder ab­
zugsfähigen Aufwendungen sowie Durchschnittssätze 
und Richtsätze notwendig sind {insbesondere bei der 
Landwirtschaft, dem Handwerk und dem Kleinhandel), 
müssen die Hilfsmaßstäbe so beschaffen sein, daß das 
Grundprinzip einer gleichmäßigen Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit nicht gefährdet wird.
Alle einkommensteuerlichen Reformmaßnahmen — 
seien sie nun steuerrechtlicher oder verw altungs­
rechtlicher N atur — sollten diesem Grundprinzip 
dienen, überdies kann nur durch eine stärkere Stel­
lung der Einkommensteuer im Steuersystem erreicht 
werden, daß die zunehmende regressive Tendenz der 
Gesamtbesteuerung wieder abgesdiwächt wird.

Sum m ary; W a y s  a n d  L i m i t s  o f  
I n c o m e  T a x .  The au th o r defines 
the  ta sk s an d  m ark s th e  lim its to  be 
considered  in a  com prehensive  reform  
of the system  of tax a tio n . H e d is­
cusses in  de ta il th e  v ario u s d ifferen t­
iations of th e  ta x  system  w hich  are  
to ensure  an  ad ap ta tio n  of th e  tax  
burden as n e a r  a s  possib le  to  th e  p er­
sonal cap ab ilities of th e  ta x  p ay er. H e 
dem ands th a t th e  tax -free  a llow ances 
which a re  to co n stitu te  a  m inim um  ot 
sustenance, shou ld  be re-exam ined . The 
problem  w h e th e r child a llow ances 
should be  rep laced  b y  ac tu a l assis tan ce  
paym ents fo r each child is —  accord ing  
to the  au tho r —  close ly  connected  
w ith th e  w age system . For a  p rom otion  
of the  form ation  of cap ital, it  w ill be 
of special im portance for an  organ ic 
tax  reform  to fu rth er ex ten d  th e  in ­
centives for saving. A  card inal prob lem  
of the tax  reform  is seen  in  th e  
question w h eth er th e  social re q u ire ­
m ents could a lread y  be  m et if th e  
presen t p rog ressive  ta x  ra te s  w ere  
kept in force b u t th e  p rog ression  m ade 
more even  for th e  low er and  m iddle 
income groups, o r  w h eth er a  funda­
m ental reform  of the  tax  ra te s  w ould 
be necessary .

Résum é: L a  r é f o r m e  d e  l ' i m p ô t  
s u r  l e  r e v e n u  —  m o y e n s  e t  
l i m i t e s .  L 'au teu r com m ence par 
dé lim iter les tâches auxquelles d evait 
rép o n d re  to u te  réform e fiscale fonda­
m en ta le . Il tra ite  en  déta il les diffé­
ren te s  form es de  la  rép a rtitio n  des 
charges fiscales sous le  po in t de vue 
d 'u n e  ad ap ta tio n  aussi ju s te  que 
possib le  des co n tribu tions à  la  capac ité  
p roductive  du con tribuab le  ind iv iduel. 
L 'au teu r recom m ande u n e  rév isio n  des 
rev en u s exem pts de  ta x e s  en  ta n t  que 
re p ré se n ta n t un  m inim um  d 'ex istence . 
L 'au teu r e s t d 'av is  que le  p roblèm e 
ac tuellem en t d iscu té  de  rem p lacer les 
rédu c tio n s d 'im pôts po u r charge de 
m ineurs p a r  des allocations spéciales 
n e  sa u ra it ê tre  réso lu  que p a r  rap p o rt 
à  la  rég lem en ta tio n  des sa la ires . D ans le 
cad re  d 'u n e  réfo rm e fiscale hom ogène 
un e  im portance  p articu liè re  incom be­
ra it  à  l'en co u rag em en t de  l 'accum ula­
tio n  de  cap itau x  à  m oyen d 'une  
p ro tec tio n  p ro g ressive  de l 'épargne. 
A près ce la  u n  des prob lèm es fonda­
m en tau x  à  réso u d re  p a r  la  réform e 
fiscale e s t de d é te rm in er si le  m ain tien  
des ta rifs  p rogressifs com binés avec 
une  m odification  ta r ifa ire  dans le  sens 
d 'u n  échelonnem ent p lu s le n t po u r les 
rev en u s  b as e t m oyens a lla it suffire 
au x  reven d ica tio n s sociales, ou  s 'il 
fa lla it e n trep re n d re  u n e  réform e stru c­
tu re lle  des tarifs.

R esum en: C a m i n o s  y  l i m i t e s
d e  u n a  e v o l u c i ó n  p r o g r e ­
s i s t a  d e  l o  s i m  p u  e s t  o s s o b r e  
l a  r e n t a .  El au to r  hace  un  esbozo 
de las  ta re a s  y  m arca  los lim ites que 
u n a  refo rm a tr ib u ta ria  de considera­
ción  tien e  que te n e r  en  cuen ta . 
Exam ina separad am en te  los d iferen tes 
m atices de la  carg a  tr ib u ta ria , los 
cua les d eben  g a ran tiza r u n a  concor­
d ancia  ex ac ta  de lo s im puestos con la 
capac idad  p erso n a l de l con tribuyen te. 
El au to r in sis te  en  que se rev isen  las 
can tid ad es ex en tas de l im puesto , las 
cua les d eben  re p re se n ta r  u n  m inim o 
v ita l. La cuestión , si se ría  m ejo r re ­
em plazar la  bonificación p o r fam ilia 
n im ierosa por subsid ios fam iliares, 
es tá  relac ionado  estrecham ente , según 
op ina  e l au to r, con la  configuración 
del sis tem a de sa lario s. Con o b je to  de 
fom entar la  form ación de cap ital, la 
p ro tección  de lo s aho rro s ten d ría  g ran  
im portanc ia  p a ra  u n a  reform a tr ib u t­
aria . El p rob lem a cen tra l de la  reform a 
tr ib u ta ria  reside  en la  decisión  si el 
ac tu a l m odo p rogresivo , con u n a  
a lte rac ió n  de la  ta r ifa  en  el sen tido  de 
un  descenso p rog resivo  en los grupos 
m edios y  in ferio res, b as ta  a  las ex igen ­
c ias sociales y  si se p rec isa  una  
reform a ta rifa r ia  fundam ental.
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